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Vorwort 

Das Verfahren  der bergrechtlichen Zulassung eines Betriebsplans, in welchem 
über die Zulässigkeit bergbaulicher Vorhaben befunden wird, stellt ein „typisch 
bergrechtliches Instrument zur präventiven und laufenden Betriebsüberwachung 
durch Unternehmer und Bergaufsicht" 1 dar. Es ist in den §§5I f f . des am 
1.1.1982 in Kraft  getretenen Bundesberggesetzes2 vom 13.8.1980 (BBergG) 
geregelt. Durch das BBergG sind die vorher für den Bergbau geltenden landes-
rechtlichen Normierungen abgelöst worden, welche auf dem Allgemeinen Berg-
gesetz für die preußischen Staaten3 (ABG) aufbauten bzw. sich hieran anlehnten. 
Das BBergG orientierte sich nach dem zunächst vorherrschenden Verständnis 
in Rechtsprechung und Literatur sowie der Praxis der Bergbehörden jedoch noch 
an den aus einer anderen Verfassungsepoche stammenden Vorschriften  des ABG, 
indem es der Rechtsstellung des Oberflächeneigentümers  im Rahmen des Verfah-
rens der Betriebsplanzulassung keine Bedeutung beimaß und diesen im Falle 
eines aufgrund eines Bergbauvorhabens eintretenden Bergschadens im wesentli-
chen auf einen Schadensersatzanspruch gegen den Bergunternehmer nach Maßga-
be der §§ 114 ff.  BBergG verwies. Im übrigen sollte der Oberflächeneigentümer 
keine Möglichkeit haben, gegenüber der Betriebsplanzulassung seine Eigentü-
merbelange verfahrensrechtlich  wie auch materiellrechtlich geltend zu machen. 
Insoweit galt nach diesem Verständnis des BBergG für den Eigentümer nach 
wie vor — ähnlich wie im ABG — die Devise „Dulde und liquidiere". 

Ebenso schwach schien auch die Stellung der Gemeinden in bezug auf die 
Betriebsplanzulassung im BBergG auszufallen, obwohl hier immerhin — abwei-
chend vom früheren  Recht — in § 54 Abs. 2 S. 1,2. Alt. BBergG insoweit eine 
Verfahrensbeteiligung  der Gemeinde ausdrücklich vorgesehen ist, als sie durch 
die in einem Betriebsplan vorgesehene Bergbaumaßnahme als Planungsträger 
berührt wird. Nicht geregelt wurde dagegen die Frage, welche materiellrechtliche 
Rechtsstellung eine Kommune in Verbindung mit der Zulassung eines Betriebs-
plans besitzt bzw. ob ihr möglicherweise Verfahrensrechte  auch über das in § 54 
Abs. 2 S. 1, 2. Alt. BBergG vorgesehene Maß hinaus zustehen. 

In den letzten Jahren sind gegenüber der Annahme einer derart schwachen 
Rechtsposition Dritter bei der Betriebsplanzulassung zunehmend verfassungs-
rechtliche Bedenken laut geworden. Gründe der Effizienz  des Bergbaus sowie 

ι Vgl. BT-Drucks.  8/1315 Anl. 1 S. 71. 
2 BGBl. I 1980, S. 1310. 
3 Vgl. Allgemeines Berggesetz für die preußischen Staaten vom 24.6.1865 (GS 

S. 705). 
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die volkswirtschaftliche Bedeutung der Rohstoffsicherung  (s. § 48 Abs. 1 S. 2 
BBergG) seien nicht in der Lage, grundgesetzliche Erfordernisse  — vor allem 
des Art. 14 GG, aber auch des Art. 28 Abs. 2 S. 1 GG — beiseitezuschieben. 
Die Kritiker der h. M. und der Verwaltungspraxis vermochten denn auch in der 
sog. Moers-Kapellen-Entscheidung des BVerwG  vom 16.3.19894 einen ersten 
teilweisen Erfolg zu verzeichnen, indem hier — freilich nur in eingeschränktem 
Umfang — den Eigentümerbelangen in Verbindung mit der Zulassung eines 
Betriebsplans Rechnung getragen wurde. Dieses Urteil bildete den Anlaß für die 
1990 erfolgte Novellierung des § 48 Abs. 2 BBergG, der aber im wesentlichen 
nur klarstellende Funktion beigemessen wurde. 

So stellt sich nach wie vor die — nunmehr auch das BVerfG 5 im Rahmen 
einer Verfassungsbeschwerde  des Eigentümers des Schlosses Cappenberg be-
schäftigende — Problematik, ob nicht aus verfassungsrechtlichen  Gründen insbe-
sondere die Stellung des Grundeigentümers noch weitreichender berücksichtigt 
werden muß, als dies nach dem Moers-Kapellen-Urteil der Fall ist. Hier geht es 
ebenso wie in bezug auf die verfassungsrechtliche  Selbstverwaltungsgarantie des 
Art. 28 Abs. 2 GG, der in § 54 Abs. 2 S. 1, 2. Alt. BBergG nur bezüglich der 
kommunalen Planungshoheit Bedeutung beigemessen wurde, um die Anpassung 
des einfachen Gesetzesrechts an verfassungsrechtliche  Vorgaben und damit um 
eine Thematik von grundsätzlicher, weit über das Bergrecht hinausreichender 
Relevanz. Auch wenn die These Fritz  Werners 6 vom „Verwaltungsrecht als 
konkretisiertem Verfassungsrecht' 4 wohl auf einer Überbetonung verfassungs-
rechtlicher Gehalte beruht7 und dem politischen Gestaltungsraum des Gesetzge-
bers bei der Schaffung  von Verwaltungsgesetzen nicht hinreichend Rechnung 
trägt, kann es doch nicht richtig sein, wieder zur Devise Otto  Mayers 8 „Verfas-
sungsrecht vergeht, Verwaltungsrecht besteht" zurückzukehren. Dies wird letzt-
lich auch durch die bundesverwaltungsgerichtliche Judikatur im Moers-Kapellen-
Urteil und einer Reihe anderer Entscheidungen9 anerkannt. 

Die vorliegende, aus zwei Rechtsgutachten erwachsene Untersuchung geht 
der Frage nach, ob die Stellung des Oberflächeneigentümers  wie auch die der 
Gemeinde aufgrund verfassungsrechtlicher  Direktiven noch stärker ausgeprägt 
sein muß, als dies bisher von der h. M. und der Verwaltungspraxis zum BBergG 
angenommen wurde. Das Rechtsgutachten „Die Betriebsplanzulassung im Berg-
baurecht und der Schutz des Oberflächeneigentümers"  betraf diesbezügliche 

4 Vgl. BVerwGE  81, S. 329 ff.  = DVB1. 1989, S. 663 ff. 
5 Die bisher im Rahmen des vorläufigen Rechtsschutzes ergangenen Entscheidungen 

des BVerfG  (vgl. BVerfGE  77, S. 130 ff.;  BVerfG,  ZfB Bd. 131 (1990), S. 16 ff.)  ließen 
die sich hier stellenden Fragen noch offen. 

6 Werner,  Verwaltungsrecht als konkretisiertes Verfassungsrecht,  DVB1.1959, S. 527. 
7 Zur Gefahr einer Überstrapazierung des Verfassungsrechts  allgemein Schenke,  Ver-

fassungsgerichtsbarkeit,  S. 32 ff. 
8 Vgl. Otto  Mayer,  Deutsches Verwaltungsrecht, Bd. I, 3. Aufl., 1924, Vorwort. 
9 BVerwG,  ZfB Bd. 130 (1989), S. 210 (215); BVerwGE  87, S. 241 ff.;  89, S. 246 ff. 
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Rechtsfragen in Verbindung mit mehreren Betriebsplanzulassungen, die den 
Steinkohleabbau unter dem Schloß Cappenberg und den hierzu gehörigen Anla-
gen zum Gegenstand hatten. Das zweite Rechtsgutachten „Wird die Gemeinde 
Mönchengladbach durch die Zulassung des Betriebsplans Gubberath / Jüchen in 
ihren Rechten verletzt?" behandelte die Rechtsstellung von Gemeinden hinsicht-
lich einer den Braunkohleabbau zum Gegenstand habenden Betriebsplanzulas-
sung, die zu einer erheblichen Absenkung des Grundwasserspiegels führte und 
dadurch neben nachteiligen Auswirkungen auf das gemeindliche Eigentum die 
Planungshoheit der Gemeinde, aber auch die kommunale Wasserversorgung als 
Ausfluß kommunaler Daseinsvorsorge beeinträchtigte. 

Aus der besonderen Zielsetzung der Untersuchung erklärt sich, daß sie sich 
— soweit dies nicht unmittelbar für die Klärung der Rechtsstellung der Oberflä-
cheneigentümer und Gemeinden bedeutsam ist — nicht mit den zahlreichen 
anderen rechtlichen Problemen beschäftigt, die sich bei der Zulassung eines 
Betriebsplans ergeben. Hier kann aus neuerer Zeit insbesondere auf die sehr 
gründliche, 1992 erschienene Untersuchung von Niermann  über „Betriebsplan 
und Planfeststellung im Bergrecht" verwiesen werden, welche im übrigen einen 
lückenlosen Überblick über Schrifttum und Rechtsprechung seit Erlaß des 
BBergG liefert.  Die spezifischen Fragen, die sich in Verbindung mit den seit 
1990 für bestimmte Rahmenbetriebspläne vorgesehenen Verfahren  der bergrecht-
lichen Planfeststellung gem. den §§ 52 Abs. 2a, 57a und 57b BBergG stellen, 
wenn ein Vorhaben nach § 57 c BBergG einer Umweltverträglichkeitsprüfung 
bedarf 10, werden hier ebenfalls nicht erörtert. Jedoch sind die für das herkömm-
liche Verfahren  der Betriebsplanzulassung geltenden Grundsätze über die mate-
rielle Rechtsstellung des Oberflächeneigentümers  und der Gemeinde prinzipiell 
auch auf die im Planfeststellungsverfahren  erfolgende Zulassung des Betriebs-
plans übertragbar. 

Für wertvolle redaktionelle Hilfe bei der Erstellung meines Manuskripts, vor 
allem aber auch für weiterführende  Diskussionsbeiträge und Anregungen habe 
ich meinen wissenschaftlichen Mitarbeitern, den Herren Assessoren Hartmann 
und Ruthig, sowie meinen wissenschaftlichen Hilfskräften,  den Herren Referen-
daren Keim LL.M., Munzinger, Roth LL.M., Schmitt und Streit, sowie meiner 
studentischen Hilfskraft,  Herrn Schieferdecker,  zu danken. Meine Sekretärinnen, 
Frau Kohl und Frau Spagerer, haben mit Geduld und Sorgfalt  die verschiedenen 
Fassungen des Manuskripts geschrieben, wofür auch ihnen mein herzlicher Dank 
gilt. 

ω Dazu näher Niermann,  Betriebsplan, S. 81 ff. 
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Α . Überblick über die Betriebsplanzulassung 
nach dem BBergG 

Obwohl die vorliegende Arbeit die Problematik der Betriebsplanzulassung nur 
unter ganz bestimmten Aspekten erörtert, bedarf  es zum Verständnis der folgen-
den Ausführungen eines wenigstens kursorischen Überblicks über Funktionen 
und Formen der Betriebsplanzulassung (I), das hierfür  maßgebliche Verfahren 
(II) sowie die materiellrechtlichen Voraussetzungen (III). Bei dieser Übersicht 
bleiben naturgemäß die besonderen, später zu erörternden Probleme, welche sich 
in bezug auf die Rechtsstellung des Oberflächeneigentümers  bzw. der Gemeinde 
ergeben, noch weitgehend ausgespart. 

I . Funktionen und Formen der Betriebsplanzulassung 

Die Zulassung des Betriebsplans ist im BBergG näher geregelt. Zweck dieses 
Gesetzes ist es, zur Sicherung der Rohstoffversorgung  das Aufsuchen, Gewinnen 
und Aufbereiten von Bodenschätzen unter Berücksichtigung ihrer Standortgebun-
denheit und des Lagerstättenschutzes bei sparsamem und schonendem Umgang 
mit Grund und Boden zu ordnen und zu fördern  (§ 1 Nr. 1 BBergG). Ferner soll 
das BBergG die Sicherheit der Betriebe und der Beschäftigten des Bergbaus 
gewährleisten (§ 1 Nr. 2 BBergG) sowie die Vorsorge gegen Gefahren, die sich 
aus bergbaulicher Tätigkeit für Leben, Gesundheit und Sachgüter Dritter ergeben, 
verstärken und den Ausgleich unvermeidbarer Schäden verbessern (§ 1 Nr. 3 
BBergG). 

Der sachliche und räumliche Geltungsbereich des BBergG ist in § 2 BBergG 
geregelt. Danach gilt dieses Gesetz prinzipiell für das Aufsuchen, Gewinnen und 
Aufbereiten von bergfreien  und grundeigenen Bodenschätzen einschließlich des 
Verladens, Beförderns,  Abiadens, Lagerns und Ablagerns von Bodenschätzen, 
Nebengestein und sonstigen Massen, soweit es im unmittelbaren betrieblichen 
Zusammenhang mit dem Aufsuchen, Gewinnen oder Aufbereiten steht (§ 2 Abs. 
1 Nr. 1 BBergG). Zudem normiert es das Wiedernutzbarmachen der Oberfläche 
während und nach der Aufsuchung, Gewinnung und Aufbereitung von bergfreien 
und grundeigenen Bodenschätzen (§ 2 Abs. 1 Nr. 2 BBergG) und gilt für Betriebs-
anlagen und Betriebseinrichtungen (Einrichtungen), die überwiegend einer der 
in § 2 Abs. 1 Nrn. 1 oder 2 BBergG bezeichneten Tätigkeit dienen oder zu dienen 
bestimmt sind (zur weiteren Anwendung auf Untergrundspeicher s. § 2 Abs. 2 
BBergG). 
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Ein wichtiges Instrument der Bergbehörden bei der Wahrnehmung der ihnen 
durch die §§ 1 ff.  BBergG zugewiesenen Aufgaben ist die in den §§ 51 ff.  BBergG 
statuierte Betriebsplanzulassung, bei der es sich um ein präventives Verbot mit 
Erlaubnisvorbehalt handelt. Nach § 51 Abs. 1 S. 1 BBergG dürfen Aufsuchungs-
betriebe, Gewinnungsbetriebe und Betriebe zur Aufbereitung nur aufgrund von 
Plänen (Betriebsplänen) errichtet, geführt  und eingestellt werden, die vom Unter-
nehmer aufgestellt und von der zuständigen Behörde zugelassen worden sind. 
Bei den Betriebsplänen unterscheidet man Hauptbetriebspläne, Rahmenbetriebs-
pläne sowie Sonderbetriebspläne. 

Die in der Praxis weitaus bedeutsamste Betriebsplanart stellt der Hauptbetriebs-
plan dar, der für die Errichtung und Führung eines Betriebs für einen in der 
Regel zwei Jahre nicht überschreitenden Zeitraum aufzustellen ist (§ 52 Abs. 1 
S. 1 BBergG). Er bildet die betrieblich-technische Grundlage für die Errichtung 
und Führung des Bergbaubetriebs und enthält eine Darstellung der vorgesehenen 
Arbeiten sowie aller zu errichtender Betriebsanlagen1. Der Hauptbetriebsplan 
gestattet, sofern nicht nach anderen Fachgesetzen zusätzliche Erfordernisse  zu 
erfüllen sind, die in ihm vorgesehenen bergbaulichen Maßnahmen. Soweit der 
Bergbau über die im Hauptbetriebsplan vorgesehenen Maßnahmen hieraus fortge-
führt  werden soll, bedarf  es der Aufstellung neuer Hauptbetriebspläne. 

Der Rahmenbetriebsplan nach § 52 Abs. 2 Nr. 1 BBergG steckt den Rahmen 
ab, innerhalb dessen sich bestimmte einzelne Vorhaben zu halten haben. Er 
enthält allgemeine Angaben über das beabsichtigte Vorhaben, dessen technische 
Durchführung  und den voraussichtlichen zeitlichen Ablauf. Die für die Zulassung 
von Betriebsplänen zuständige Bergbehörde kann die Aufstellung eines Rahmen-
betriebsplans gem. § 52 Abs. 2 Nr. 1 BBergG fordern,  muß dies aber prinzipiell 
nicht. Sie hat diese allerdings gem. § 52 Abs. 2 a BBergG dann zu verlangen, 
wenn ein Vorhaben nach § 57 c BBergG einer Umweltverträglichkeitsprüfung 
bedarf.  Der Rahmenbetriebsplan nach dem BBergG hat im Verhältnis zum Haupt-
betriebsplan nicht nur eine ergänzende Funktion2. Umstritten ist, ob der Rahmen-
betriebsplan darüber hinaus das Gesamtkonzept eines Vorhabens bereits bindend 
festlegt3. Im Gegensatz zum Hauptbetriebsplan und dem noch anzusprechenden 
Sonderbetriebsplan hat der Rahmenbetriebsplan nach einhelliger Meinung keine 
die Errichtung und Führung eines Bergbauvorhabens gestattende Wirkung4. 

Sonderbetriebspläne (s. § 52 Abs. 2 Nr. 2 BBergG) haben besondere Arbeiten 
und Anlagen zum Gegenstand. Ihre Aufstellung kann gem. § 52 Abs. 2 Nr. 2 

ι Vgl. Boldt  /  Weller,  BBergG, § 52, Rdnr. 2; Piens  /  Schulte  /  Graf  Vitzthum,  BBergG, 
§ 52, Rdnr. 2; ausführlich  Niermann,  Betriebsplan, S. 57 ff. 

2 Auf sie hebt BT-Drucks.  8 / 1315, S. 107, ab. 
3 Hoppe I Beckmann,  Grundeigentumsschutz S. 137; Niermann,  Betriebsplan, S. 77; 

s. demgegenüber aber Kühne,  UPR 1986, S. 81 (87); BVerwGE  89, S. 246 (252 ff.). 
4 Vgl. statt vieler Niermann,  Betriebsplan, S. 76; OVG  Berlin,  ZfB Bd. 131 (1990), 

S. 200 (209). 
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BBergG durch die Bergbehörde verlangt werden. Meist beziehen sie sich auf 
solche Arbeiten und Anlagen, die sich nicht für die Aufnahme in den Hauptbe-
triebsplan eignen, etwa wenn es um Maßnahmen geht, die zwar Ausfluß des 
Hauptbetriebsplans sind, sich aber nicht auf die Dauer von zwei Jahren begrenzen 
lassen5. Der Sonderbetriebsplan enthält ebenso wie der Hauptbetriebsplan eine 
Gestattung des in ihm angesprochenen bestimmten Teils des Betriebes oder eines 
bestimmten Vorhabens. 

I I . Das Verfahren der Betriebsplanzulassung 

Für die Zulassung eines Betriebsplans gelten die Verfahrensvorschriften  der 
§§ 54,56,48 Abs. 2 S. 2-5 BBergG. Gem. § 54 Abs. 1 BBergG hat der Unterneh-
mer den Betriebsplan, dessen Verlängerung, Ergänzung oder Abänderung vor 
Beginn der vorgesehenen Arbeiten zur Zulassung bei der zuständigen Bergbehör-
de einzureichen. Wird durch die in einem Betriebsplan vorgesehenen Maßnahmen 
der Aufgabenbereich anderer Behörden oder der Gemeinde als eines Planungsträ-
gers berührt, so sind diese vor der Zulassung des Betriebsplans durch die zuständi-
ge Behörde zu beteiligen (zu Möglichkeiten der Landesregierungen, eine noch 
weitergehende Beteiligung der Gemeinde vorzuschreiben, s. § 54 Abs. 2 S. 2 u. 
3 BBergG). Die Beteiligung Dritter im Verfahren  der Betriebsplanzulassung ist 
in dem 1990 neu geschaffenen  § 48 Abs. 2 S. 2-5 BBergG angesprochen. Soweit 
beim Verfahren  der Betriebsplanzulassung gem. § 48 Abs. 2 S. 1 BBergG zu 
beachtende Interessen zugleich den Schutz von Rechten Dritter umfassen, kann 
die für die Zulassung des Betriebsplans zuständige Behörde den Plan auslegen, 
wenn voraussichtlich mehr als 300 Personen betroffen  sind oder der Kreis der 
Betroffenen  nicht abschließend bekannt ist. § 73 Abs. 3, 4 u. 5 S. 1 u. 2 Nrn. 1, 
2 und 4 Buchstabe b des Verwaltungsverfahrensgesetzes  ist dabei mit der Maßga-
be entsprechend anzuwenden, daß an die Stelle der Gemeinde die zuständige 
Behörde tritt. Verspätet erhobene Einwendungen sind ausgeschlossen; hierauf 
ist in der Bekanntmachung hinzuweisen. Im Falle eines nach § 52 Abs. 2 a 
BBergG bei Rahmenbetriebsplänen durchzuführenden Planfeststellungsverfah-
rens ist statt des Verfahrens  nach den §§ 54 u. 56 Abs. 1 BBergG ein Planfeststel-
lungsverfahren  nach Maßgabe der §§57 au . b BBergG durchzuführen.  § 56 
BBergG regelt Form und Inhalt der Zulassung sowie die Möglichkeit der Bergbe-
hörde, die Zulassung von der Leistung einer Sicherheit abhängig zu machen. 

5 Vgl. hierzu Piens  /  Schulte  /  Graf  Vitzthum,  BBergG, § 52, Rdnr. 9. 

2 Schenke 


